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DIE BEDEUTUNG EINER VORRUHESTANDSREGELUNG FUR DEN 

LANDWIRTSCHAFTLICHEN STRUKTURWANDEL 

1 Einleitung 

von 

Konrad HAGEDORN und Klaus KLARE, 

Braunschweig-Völkenrode 

Die agrarpolitische Diskussion über eine Vorruhestandsregelung für Landwirte 

bietet in der Bundesrepublik Deutschland ein eigentümliches Bild, das dem 

Betrachter sehr widersprüchlich erscheinen muß: Einerseits sehen sowohl land­

wirtschaftliche Interessengruppen wie der Deutsche Bauernverband als auch 

verschiedene Akteure und Organe der staatlichen Agrarpolitik, aber auch zahl­

reiche Agrarökonomen aus der Wissenschaft, in einer solchen Regelung eine 

Maßnahme, die zur Lösung der aktuellen Probleme der Landwirtschaft und Agrar­

politik beitragen könnte (vgI. HAGEDORN und KLARE 1987, S. 254-262). 

Andererseits wird dieser Schritt nun schon seit mehreren Jahren erwogen und 

trotzdem immer wieder verschoben. Als Erklärung hierfür sind vor allem gra­

vierende Unterschiede zwischen den Zielsetzungen und den ihnen entsprechenden 

Ausgestaltungsvorschlägen anzusehen, die mit einer Vorruhestandsregelung aus der 

Sicht der Wissenschaft und der nationalen sowie gemeinschaftlichen Agrarpolitik 

primär angestrebt werden sollen. Diese Unterschiede, die zu entsprechenden 

Konsensfindungsproblemen führen, werden in Abschnitt 2 dargestellt. Die hieraus 

hervorgehende ambivalente Einstellung mancher Agrarpolitiker gegenüber jegli­

cher Form mobilitätsorientierter Agrarstrukturpolitik macht es notwendig, in 

Abschnitt 3 einige Uberlegungen zur gegenwärtigen Legitimierbarkeit einer 

Förderung des Agrarstrukturwandels anzustellen. Abschließend werden im 

Abschnitt 4 die voraussichtlichen direkten und indirekten Wirkungen verschiedener 

Vorruhestandskonzepte auf den Strukturwandel der Landwirtschaft skizziert. 
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2 Vorliegende Konzepte einer Vorruhestandsregelung für Landwirte 

Es werden nur solche Konzepte berücksichtigt, die in einer weitgehend ausgear­

beiteten Form vorliegen, da sonst eine Wirkungsanalyse kaum möglich ist. Diese 

Voraussetzung erfüllen die folgenden drei Empfehlungen: 

- der Vorschlag einer "Neuen Landabgaberente" (NLAR) von HAGEDORN und 

KLARE (x986), 

der Rohentwurf eines "Sozialen Marktentlastungsprogramms" (SMP) aus dem 

Bundeslandwirtschaftsministerium (BUHNER und GOCHT 1987, S. 181 ff.) 

und 

- die Vorschläge der EG-Kommission zur "Förderung der Einstellung der land­

wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit" ("Vorruhestandsregelung" (VR); Kommis­

sion der EG 1987). 

Eine Synopsis der drei Konzepte ist in Ubersicht 1 erfolgt. Sie macht insbeson­

dere folgenden Gegensatz deutlich: 

(r) Die im wissenschaftlichen Bereich entwickelten Vorstellungen von einer 

Vorruhestandsregelung für Landwirte (NLAR) sind in erster Linie durch das Ziel 

einer "nachhaltigen Agrarstrukturverbesserung" mittels Erhöhung der Faktor­

mobilität in der Landwirtschaft geprägt. Durch eine Förderung der (vorzeitigen) 

Betriebsaufgabe sollen Arbeitskräfte (vorzeitig) aus dem Sektor ausscheiden bzw. 

Hofnachfolger von Betrieben, mit denen voraussichtlich kein ausreichendes Ein­

kommen erwirtschaftet werden kann, vom Einstieg in die Landwirtschaft abge­

halten und insbesondere die frei werdenden Flächen weiterbewirtschaftenden 

Landwirten zwecks Aufstockung zur Verfilgung gestellt werden. Gleichzeitig soll 

die Einführung einer NLAR die Durchsetzung einer langfristig am Marktausgleich 

orientierten Agrarpreispolitik erleichtern. 

(2) In der agrarpolitischen Praxis (auf Bundesebene stärker als auf EG-Ebene) wird 

dagegen offenbar dem Ziel "rasche Marktentlastung" durch vorübergehende 

Betriebsstillegungen Priorität eingeräumt. Dabei soll durch die Auflage, selbst­

bewirtschaftete Eigentumsflächen in jedem Fall befristet stillzulegen und zuge­

pachtete Flächen nur mit Zustimmung des Pächters, nach der Milchkontingen­

tierung auch auf dem Getreidemarkt ein Abbau von Uberschüssen durch Mengen­

regulierung erreicht werden: dort durch die Begrenzung der Produktmenge, hier 

wegen des fehlenden "Flaschenhalses" durch die Einschränkung des Faktorein­

satzes. Gleichzeitig soll die Einkommensfunktion der Agrarpreise aufrechterhalten 

werden. 

202 



3 Zur Legitimierbarkeit einer Förderung des Agrarstrukturwandels 

Die vorrangige Ausrichtung des skizzierten Entwurfs einer NLAR auf eine aktive 

Förderung des Strukturwandels steht demnach in einem deutlichen Widerspruch zu 

den Vorschlägen insbesondere der Bundesregierung, die angesichts der brisanten 

Finanzsituation der EG primär auf eine Marktentlastung abzielen; ein Wider­

spruch, der ähnlich immer wieder zwischen den von Wissenschaftlern entwickelten 

Vorstellungen von sektoraler Strukturpolitik und ihrer tatsächlichen Handhabung 

durch praktische Wirtschaftspolitiker festzustellen ist. Wissenschaftler empfehlen 

gewöhnlich mobilitätsfördernde Maßnahmen, die die Unternehmen dazu veran­

lassen sollen, sich an die gesamtwirtschaftliche Entwicklung anzupassen. Politiker 

praktizieren dagegen lieber eine strukturerhaltende als eine strukturverändernde 

Politik. Die Agrarstrukturpolitik ist hierfUr ein eindrucksvolles Beispiel: Obwohl 

die vielfältigen Veränderungsprozesse in der Landwirtschaft eigentlich politisch 

unterstUtzt, strukturell gestaltet und sozial abgefedert werden mUßten, hat die 

praktische Agrarpolitik die möglichst weitgehende Aufrechterhaltung der beste­

henden Agrarstruktur zu einem Hauptziel ihrer Politik erklärt (vgl. Agrarbericht 

1987, S. 3 und 62). 

Diese Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis sektoraler Strukturpolitik ist 

Ausdruck einer schwierig zu lösenden Legitimationsproblematik: Im Grunde 

entspräche eine auf Dauer angelegte Strategie der Strukturwandelförderung 

durchaus dem Eigeninteresse der Wirtschaftspolitiker. Da sie hierdurch zu einem 

höheren Sozialprodukt beitragen können, wird nicht nur das Aufkommen an 

Steuern und Abgaben größer, sondern steigende Einkommen fördern auch die 

Abgabebereitschaft der BUrger. Im Ergebnis könnten die Politiker sich demnach 

eines erweiterten Handlungsspielraums bedienen. Trotzdem weichen alle politi­

schen Parteien und Organisationen mehr oder weniger von diesem langfristig 

erfolgversprechenden Pfad ab. Der Grund dafUr ist eine gewisse Interessen­

harmonie, die in diesem Punkt zwischen den Unternehmen schrumpfender Bran­

chen und den sich ihnen zugehörig fUhlenden Wirtschaftspolitikern besteht (siehe 

HAGEDORN und KLARE 1987): FUr beide bildet die Aussicht, daß das Sozial­

produkt längerfristig wahrscheinlich höher sein wird, wenn ein stetiger Struktur­

wandel zugelassen und unterstUtzt wird, nur einen geringen Anreiz, sich mit 

diesem Prozeß und seiner Förderung einverstanden zu erklären. Angehörige 

schrumpfender Branchen fUrchten den Verlust ihres gegenwärtigen ökonomischen 

und sozialen Status, und Wirtschaftspolitiker sind fUr die Erhaltung oder Ver­

besserung ihres politischen Status häufig auf kurzfristige Erfolge angewiesen, 

z. B. auf die Stimmenmehrheit bei der nächsten Wahl. 
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~ Ubersicht I: Konzepte einer Vorruhestandsregelung fUr Landwirte - Gemeisamkeiten und Unterschiede 
~ 

VORRUHESTANDSKONZEPTE 

Merkmal Neue Landabgaberente 
(NLAR) I Soziales Marktentlastungs­

programm (SMP) I 
A GEMEINSAMKEITEN 

EG-Vorschläge zur Vorruhe­
standsregelung (VR) 

Deklarierte Verbesserung der Agrarstruktur und des Umweltschutzes, Abbau oder Begrenzung von UberschUssen, Verminde-
Ziele rung sozialer Härten bei älteren Landwirten 
r------- ---------------------------------------------------------
Ziel~Mittel- Mit einem Mittel sollen positive Beiträge zu mehreren angestrebten Zielen geleistet werden. Im Ansatz bedeutet 
Beziehung dies eine Lösung vom Ziel-Mittel-Schema der herkömmlichen Theorie der Wirtschaftspolitik und eine Hinwendung 

zum Politikverständnis der Neuen Politischen Okonomie 
r------- ---------------------------------~-----------------------

Zielgruppe Ältere Alterskassenlandwirte mit kleineren Betrieben bzw. unzureichenden Einkommensverhältnissen unter Ein­
beziehung mitarbeitender Familienangehöriger 

~------- ---------------------------------------------------------
DurchfUhrung Liberale Handhabung der Maßnahmen: Freiwillige Inanspruchnahme auf der Grundlage von Anreizen (kein Teil­

nahmezwang), Einbeziehung der gesamten Produktionskapazität des Betriebes (einschließlich Produktions-
konti ngente) 

Vorrangige I Verbesserung der Agrarstruktur 
Zielset-
zung(en) 

~-------r------------------Flankierende Durchsetzung einer marktorientier-
Maßnahmen ten Agrarpreispolitik (erhebliche 

reale Preissenkungenl; Erzeugung 
eines Schubs von Betriebsauflösun­
gen durch spezielle Anreize L _______ L _________________ _ 

BUNTERSCHIEDE 

Verminderung der Uberschußpro­
duktion 

Vermeidung von (weiteren) nomi­
nalen Preissenkungen; Einkom­
menssicherung durch Festhalten 
an der Einkommensfunktion der 
Preise 

Verminderung der Uberschußpro­
duktion und Verbesserung der Agrar­
struktur 
-------------------
Keine Vermeidung von (weiteren) 
nominalen Preis senkungen; Einkom­
menssicherung durch (zeitlich be­
fristete) EinkommensUbertragungen 



Fortsetzung Ubersicht I: 

VORRUHESTANDSKONZEPTE 

Merkmal Neue Landabgaberente Soziales Marktentlastungs- EG-Vorschläge zur Vorruhe-
(NLAR) programm (SMP) standsregelung (VR) 

Ausgestaltung 
- Anreize •.. • •• um die Agrarstruktur zu ver- '" um die Agrarüberschüsse zu •.• um die Agrarüberschüsse zu 

bessern: vermindern: vermindern und die Agrarstruktur 

- Erhöhung des individuellen Alters- - Gewährung einer Marktent- zu verbessern: 

geldes um NLAR-Zuschläge, um lastungsprämie, bestehend aus - Einführung einer VR in Verbindung 
überhaupt eine Betriebsaufgabe drei Komponenten: mit Betriebsstillegung (fakultativ 
zu erreichen • Sockelbetrag: individuelle für alle Mitgliedstaaten), nationale 

- Verstärkung des Anreizes zur Vor- Ausgaben bis zu 50 % des Höchst-
verlegung der Betriebsaufgabe Altersgeldhöhe zum Zeitpunkt betrages erstattungsfähig 
durch entsprechende Ausgestal- der AntragsteIlung - Einführung einer VR in Verbindung 
tung der NLAR · Flächenzuschlag: je nach ört- mit strukturverbessernder Flächen-lichen Verhältnissen 200,- bis - Steuerliche Anreize zur Erleichte-

600,- DM/ha LF abfabe (ebenfalls fakultativ), natio-
rung der Betriebsauflösung • Ubernahme der Beiträge zur na e Ausgaben je nach regionalem 

- Reversibilität von Entscheidungen landwirtschaftlichen Sozial- Entwicklungsniveau bis zu 50 % des 
bis zur tatsächlichen Inanspruch- versicherung Höchstbetrages erstattungsfähig 
nahme der NLAR - Einbindung der VR in ein Konzept 

direkter Einkommensübertragungen 
(Gemeinschaftsrahmen) 

- Auflagen - langfristige Betriebsaufgabe - Iojährige Stillegung des Betrie- - Stillegung des Betriebes minde-
- Flächenverpachtung oder -ver- bes einschließlich der bewirt- stens für 5 Jahre und weni~stens 

äußerung schafteten Fläche, ggf. mit Aus- bis zum regulären Rentena ter 
nahme zugepachteter Flächen oder 

- strukturverbessernde Flächenab--
gabe an Betriebe mit künftig aus-
reichender Einkommenskapazität 

~ v. 

- Antrags-
zeitraum Nicht befristet 5 Jahre 5 Jahre 

----------- ------ _ .. _-- -- --- ------



'" .. 8, Fortsetzung Ubersicht I: 

VORRUHESTANDSKONZEPTE 

Merkmal Neue Landabgaberente Soziales Marktentlastungs- EG-Vorschläge zur Vorruhe-
(NLAR) programm (SMP) standsregelung (VR) 

Zielbeiträge 
- Agrar- Verbesserung der Agrarstruktur Verbesserung der Agrarstruktur Die Zielbeiträge hängen vornehm-

struktur durch durch lich davon ab, wie die Mitglied-
- Intergenerationsmobilität zur - Intergenerationsmobilität zur staaten die VR innerhalb des vor-

Minderung der Zahl der Ein- Minderung der Zahl der Ein- gegebenen Gemeinschaftsrahmens 
kommensbezieher kommensbezieher, soweit aus der ausgestalten. Deshalb sind hierzu 

- Erhöhung der Mobilität der befristeten Betriebsstillegung kaum konkrete Aussagen möglich, 
selbstbewirtschafteten Eigen- eine endgültige -aufgabe wird solange keine nationalstaatlichen 
tums- und zugepachteten Flä- - Erhöhung der Mobilität der zuge- Entwürfe vorliegen. Im Grundsatz 
chen pachteten Flächen in der Einfüh- ist allerdings davon auszugehen, daß 

rungsphase des SMP, danach die Wirkungen der Variante I 

Pachtflächenentzugseffekte ("Marktentlastungsrente") denjenigen 
des SMP und die Effekte der Va-

- Markt- Abbau von Überschüssen Abbau von Überschüssen riante 2 ("Betriebsaufgaberente") 
entlastung - kurzfristiger Beitrag durch - kurzfristiger Beitrag in den Be- denjenigen der NLAR ähnlich sind. 

staat!. Vorkaufsrecht für reichen 
· Milchkontingente (Milchrente) · Milch (Milchrente) 
· Zuckerkontingente (markt- · Getreide und Rindfleisch 

gerechte Entschädigung) (Stillegung von Acker- und 

- langfristiger Beitrag durch Grünland) 

· marktorientierte Agrarpreis- - langfristiger Beitrag durch 
politik als flankierende Maß- · Folgemaßnahmen des SMP 
nahme (Erleichterung der Auf- (stetige Ausdehnung der Flä-
hebung von Kontingenten) chenstillegungen erforderlich) 

- Soziale - Minderung sozialer Härten durch - Minderung sozialer Härten durch 
Härten · vorzeitige Gewährung und Er- · vorzeitige Gewährung des 

höhung des Altersgeldes Altersgeldes 



Fortsetzung Ubersicht I: 

VORRUHESTANDSKONZEPTE 

Merkmal Neue Landabgaberente Soziales Marktentlastungs- EG-Vorschläge zur Vorruhe-
(NLAR) programm (SMP) standsregelung (VR) 

- Umwelt- - Verbesserung der natürlichen - Verbesserung der natürlichen 
schutz Umwelt (kurz- und langfristig) Umwelt 

durch . kurzfristig auf stillgelegten 
. Erfüllung von Auflagen bei der Flächen 

Bewirtschaftung abzugebender . langfristig abhängig von Folge-
Flächen (Pachtvertragsgestal- maßnahmen des SMP (eine 
tung) Steigerung der Bewirtschaf-

. Entschädigungszahlungen, wenn tungsintensität durch Boden-
ordnungsgemäße Landbewirt- verknappung ist möglich) 
schaftung eingeschränkt wird 

1--------1------------------- ------------------ -------------------
Inanspruch- In den ersten 5 Jahren nach der In den vorgesehenen 5 Antrags- In den vorgesehenen 5 Antrags-
nahme Einführung ca. 22 500 bis 37 500 jahren (It. Maximalschätzung des jahren (It. vorsichti~er Schätzung 

Betriebsaufgaben durch NLAR BML) 61 000 Betriebsstillegungen der EG-Kommission auf EG-Ebene 
unter Berücksichtigung eines er- durch SMP auf Bundesebene 40 000 Betriebsstillegungen und 
heblichen "Nachholbedarfs" (447000 auf EG-Ebene) 66 000 strukturverbessernde Be-

triebsaufgaben 
1-------- -------------------1------------------- -------------------

Finanzierung Finanzierung durch Finanzierung durch den Staat Gemeinschafts- und nationale Fi-
- Umlenkung von Subventionen (auf längere Sicht wird davon aus- nanzierung (auf längere Sicht wird 
- Umschichtung im Sozialetat gegangen, daß die Mehrausgaben die Haushaltsmehrbelastung gerin-
- Beiträge der aktiven Landwirte geringer sind als die Haushalts- ger eingestuft als die -entlastung) 

entlastungen) 
- - - ---------_ .. -

~ 
-..J 



Einen Ausweg aus diesem Konflikt ermöglichen liberal gehandhabte und freiwillig 

in Anspruch genommene Maßnahmen, die die Selektion nach abstockenden und 

aufstockenden Betrieben allein den Entscheidungen der Betroffenen Uberläßt l ): 

Weim ältere Landwirte sich freiwillig fUr eine Betriebsaufgabe entscheiden, diese 

auch noch im Generationswechsel stattfindet und außerdem durch eine vorgezo­

gene und verbesserte Altersrente erleichtert wird, und sie darUber hinaus ihren 

Berufskollegen vorzeitig eine Erweiterung der Einkommenskapazität ihrer 

Betriebe bieten können, so wird diese Variante einer "weichen Strukturpolitik" von 

den Betroffenen kaum als Druck, sondern eher als eine Erleichterung durch die 

Agrarpolitik empfunden werden. Infolgedessen läßt sich darauf eine politische 

Argumentation im Sinne des ungeliebten "Wachsens oder Weichens" nicht stUtzen, 

so daß sich auf diese Weise kaum ein reformhemmendes Protestpotential ent­

wickeln kann. 

4 Voraussichtliche Wirkungen der vorgeschlagenen Konzepte auf den landwirt­

schaftlichen Strukturwandel und andere Ziele 

Eine Vorruhestandsregelung fUr Landwirte kann auf zweierlei Weise einen Einfluß 

auf den Strukturwandel in der Landwirtschaft ausUben: 

(r) Sie kann die Entscheidungen der Landwirte, ihrer potentiellen Hofnachfolger 

und sonstigen Familienmitglieder zur Weiterentwicklung des Betriebes, zum Uber­

gang vom Haupt- zum Nebenerwerb, zur Betriebsauflösung und/oder zur Mobilität 

unmittelbar, d. h. durch die gebotenen Förderungsanreize beeinflussen (direkte 

Wirkungen). 

(2) Sie kann diese Entscheidungen aber auch mittelbar beeinflussen, z. B. Uber 

eine Veränderung der politischen Durchsetzbarkeit eines Ab- oder Aufbaues des 

Protektionsniveaus vor allem im Bereich der Agrarmarkt- und -preispolitik 

(indirekte Wirkungen). 

4.1 Direkte Wirkungen auf den Strukturwandel 

Um die Auswir.kungen des SMP und der NLAR auf den agrarstrukturellen Wandel 

abschätzen zu können, wäre es notwendig zu unterscheiden, ob diese Maßnahmen 

- von den BegUnstigten lediglich "mitgenommen" wUrden, also der Betrieb im 

Generationswechsel ohnehin aufgegeben und diese Aufgabe nicht vorgezogen 

wUrde (Mitnahmeeffekte), 
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- ein zeitliches Vorziehen der Aufgabe bewirken (Vorzieheffekte) oder 

- eine Auflösung anderenfalls weiterbewirtschafteter Betriebe hervorrufen 

würde (Aufgabeeffekte). 

Im Detail kann eine solche Differenzierung gewiß nicht erreicht werden. Es ist 

jedoch unmittelbar einsichtig, daß der Anteil der Mitnahmeeffekte bei einer 

fühlbar stärkeren Inanspruchnahme der NLAR im Vergleich zum SMP geringer 

würde und umgekehrt. Weitreichende Konsequenzen ergeben sich für den Struktur­

wandel auch aus der im SMP enthaltenen Forderung, für die Dauer von zehn 

Jahren jegliche flächengebundene und bodenunabhängige landwirtschaftliche 

Marktproduktion auf den Eigentumsflächen einzustellen. 

4.1.1 Zur voraussichtlichen Inanspruchnahme des "Sozialen Marktentlastungs­

programms" und der "Neuen Landabgaberente" 

Aus einem hypothetischen Vergleich des SMP mit der bis 1983 gewährten Alten 

Landabgaberente (ALAR) läßt sich die Schlußfolgerung ziehen, daß aller Voraus­

sicht nach nur eine deutlich geringere Zahl von Landwirten als der geschätzte 

Maximalwert am SMP teilnehmen würde (vgJ. KLARE, HAGEDORN und WIL­

STACKE 1986, S. 40-69). Die zu diesem Ergebnis führende Untersuchungsmethode 

berücksichtigt einmal die in einigen Punkten unterschiedliche Abgrenzung der 

anspruchsberechtigten Personenkreise und die ebenfalls voneinander abweichenden 

Leistungsvoraussetzungen. Zum anderen wird die Höhe des jeweils verfügbaren 

Einkommens verglichen, die die in Frage kommenden Landwirte im Falle einer 

Weiterbewirtschaftung ihres Betriebes einerseits sowie bei einer Betriebsaufgabe 

und Inanspruchnahme von ALAR bzw. SMP andererseits erwarten können, wobei 

keine generell höhere Attraktivität einer der beiden Maßnahmen gegenüber der 

anderen erkennbar wird. 

Im übrigen ist daran zu erinnern, daß z. B. zwischen 1980 und 1983 pro Jahr nur 

zwischen ca. 2 500 und I 850 Landwirte die ALAR in Anspruch genommen haben, 

die o. g. Maximalschätzung aber davon ausgeht, daß jährlich ca. 12 000 Landwirte 

das SMP in Anspruch nehmen werden. Auch die Ergebnisse einer diesbezüglichen 

Befragung praktischer Landwirte deuten auf eine deutlich geringere potentielle 

Resonanz hin, als den Schätzungen des Bundeslandwirtschaftsministeriums zugrun­

degelegt wird (vgl. WILSTACKE 1986). 

Die NLAR würde wahrscheinlich erheblich häufiger in Anspruch genommen als die 

ALAR und das SMP, so daß die oben für den Beginn der achtziger Jahre genannte 
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Anzahl von ALAR-Zugängen im Falle einer entsprechenden Neuregelung deutlich 

Uberschritten wUrde. Eine solche höhere Attraktivität der NLAR ist nicht zuletzt 

dadurch zu erklären, daß bei der vorgeschlagenen Ausgestaltung die langjährigen 

Erfahrungen mit der ALAR (vgl. HAGEDORN und KLARE 1986, S. 46-84) im 

Sinne einer Verbesserung des Landabgaberentenkonzepts genutzt werden konnten. 

In einer von WILSTACKE, PLANKL und UPHOFF (1987) durchgefUhrten Reprä­

sentativerhebung bei niedersächsischen Landwirten im Rahmen der Begleit­

forschung zum Niedersächsischen GrUnbracheprogramm, in der u. a. auch die 

Einstellung zum SMP und zur NLAR erfragt wurde, wurde die o. g. Hypothese 

eindrucksvoll· bestätigt: An einem SMP wUrden sich ca. 20 % aller niedersächsi­

schen Landwirte, die 4S Jahre alt oder älter sind und mindestens S ha LF bewirt­

schaften, 'bestimmt' oder 'eventuell' beteiligen, an einer NLAR-Regelung dagegen 

ca. 37 %. Besonders stark ausgeprägt ist dabei die Präferenz fUr eine NLAR bei 

Haupterwerbslandwirten und in flächenreicheren Betrieben. 

4.1.2 Auswirkungen auf die Flächenausstattung 

Bei der Betriebsstillegung im Rahmen des SMP wird das daraus resultierende 

Pachtflächenangebot durch die Zwischenschaltung der Stillegungszeit (zumindest 

im Falle der Eigentumsflächen) um zehn Jahre verzögert. Dadurch ergeben sich 

drei sehr unterschiedliche Phasen, die den landwirtschaftlichen Strukturwandel 

gleichsam einem Wechselbad aussetzen: 

Das durch die Betriebsstillegungen in der Anlaufphase (I.-S. Jahr) ausgelöste 

Vorziehen von Betriebsaufgaben fUhrt in der Hauptphase des Programms (6.-10. 

Jahr) zu einem entsprechenden Ausfall von Betriebsauflösungen und folglich zu 

einem massiven Entzug von Pachtflächen, die in der sich dann anschließenden 

Auslaufphase (II.-IS. Jahr)'· infolge der Beendigung der Stillegungsfrist auf wenige 

Jahre zusammengedrängt und daher in stark uberproportionalem Umfang auf dem 

Pachtmarkt angeboten werden. Diese Wellenbewegungen des Pachtflächenangebots 

mit entsprechend gegenläufigen Ausschlägen der Pachtpreise erschweren den im 

Produktionsprozeß verbleibenden Landwirten den ohnehin schwierigen Prozeß 

struktureller Anpassung. Demnach werden die nach ·wie vor bestehenden Anpas­

sungsnotwendigkeiten nicht abgebaut, die Anpassungsmöglichkeiten dagegen er­

heblich beeinträchtigt. Das politisch ausgelöste Wechselbad auf dem Pacht markt 

bedeutet einen Verlust an Orientierungsmöglichkeiten fUr vorausplanende Be­

triebsinhaber. 
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Der Prozeß des Strukturwandels, der durch ein Nebeneinander von Auflösung und 

Aufstockung von Betrieben gekennzeichnet ist, würde demnach durch das SMP 

erheblich gestört werden. Infolgedessen ist es für die agrarpolitische Beurteilung 

des SMP wenig hilfreich, nur den kurzfristigen Pachtflächenfreisetzungseffekt der 

Anlaufphase und den langfristigen Pachtflächenfreisetzungseffekt der Auslauf­

phase als "positive Struktureffekte" zu würdigen, den dazwischen liegenden 

Pachtflächenentzugseffekt in der Hauptphase des Programms aber aus der 

Betrachtung auszuklammern (vgl. BÜHNER und GOCHT 1987, S. 179 u. 184). Da 

in dieser Phase die künftigen Wachstumschancen der verbleibenden Betriebe 

drastisch eingeschränkt werden, kann sich der Anpassungs- und Einkommensdruck 

erhöhen und zum Auslöser für weitere protektionistische Maßnahmen werden. 

Aus unmittelbar einsichtigen Gründen ist eine solche Störung des Strukturwandels 

durch die NLAR auszuschließen: Soweit ökologischen Zielen keine Priorität 

eingeräumt wird, steht die gesamte, durch die NLAR mobilisierte Fläche den im 

Produktionsprozeß verbleibenden Landwirten zur Aufstockung zur Verfügung. 

Infolgedessen und wegen der voraussichtlich fühlbar stärkeren Inanspruchnahme 

der NLAR werden die Zupachtmöglichkeiten (bezogen auf Mengen und Preise) für 

aufstockungswillige Landwirte dauerhaft günstig beeinflußt. Da die verpachtenden 

Bodeneigentümer größtenteils NichtIandwirte sind, hat dies eine Einkommens­

umverteilung zugunsten der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft zur Folge. 

Verhindert wird ferner eine zunehmende Verzerrung der Verteilungsstruktur 

zuungunsten von Landwirten mit geringerer Eigentumsfläche, die daher auf Zu­

pachtmöglichkeiten angewiesen sind, und zugunsten anderer, deren Existenz wegen 

größerer Eigentumsfläche weniger vom Pachtflächenangebot abhängig ist. 

4.1.3 Auswirkungen auf die Viehhaltung 

Der Wandel in der Viehhaltung würde durch das SMP tendenziell ähnlich beein­

flußt wie durch die NLAR. Weil zum Abbau der Überschüsse in der Milcherzeu­

gung bei beidenMaßnahmen das Herauskaufen und Einbehalten von Milchkontin­

genten durch den Staat vorgeschlagen wird, ergäbe sich für die im Produktions­

prozeß verbleibenden Landwirte vorerst auch kein zusätzlicher Aufstockungs­

spielraum. Als gering wären solche zusätzlichen Spielräume zunächst auch im 

Bereich der Rindfleischerzeugung einzustufen. Allerdings käme es hier durch die 

NLAR zu keiner Verschlecht'erung der relativen Vorzüglichkeit der flächeninten­

siven Rindermastverfahren, die häufig nur bei geringen Pachtpreisen wirtschaft­

lich sinnvoll betrieben werden kann, weil die Inanspruchnahme der NLAR nicht an 

eine Flächenstillegung gekoppelt wird. 
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In der flächenunabhängigen Veredlungswirtschaft fallen Überschüsse wegen der 

hier stärker an marktwirtschaftlichen Prinzipien orientierten Marktordnungen nur 

in vergleichsweise geringen Mengen an, so daß die im Produktionsprozeß ver­

bleibenden Landwirte durch Inanspruchnahme des SMP und der NLAR frei wer­

dende Kapazitäten übernehmen könnten. Es wäre also nicht nur - wie in der 

Rindviehhaltung - eine Erhöhung der durchschnittlichen Bestandsgröße aufgrund 

der vermuteten, überwiegenden Aufgabe kleinerer Tierbestände zu erwarten, 

sondern gleichzeitig eine Erhöhung des Aufstockungsspielraums. 

Dennoch ergäbe sich aus der vermutlich fühlbar stärkeren Inanspruchnahme der 

NLAR im Vergleich zum SMP ein erheblicher Unterschied: In der Milch- und 

Rindfleischerzeugung könnte das angestrebte Marktgleichgewicht in kürzerer Frist 

erreicht werden, wobei allerdings aufgrund der Verbundproduktion vorübergehend 

mit einer stärkeren Angebotserhöhung von Rindfleisch gerechnet werden müßte. 

Die Aussichten auf eine Erweiterung der Aufstockungsspielräume in diesen Pro­

duktionsbereichen für die weiterwirtschaftenden Landwirte wäre somit bei der 

NLAR günstiger zu beurteilen. Für die flächenunabhängige Veredlungswirtschaft 

gelten entsprechende Schlußfolgerungen, allerdings nicht nur für die Zukunft, 

sondern bereits für die Gegenwart, weil der mit der NLAR erreichbare größere 

Aufstockungsspielraum von den weiterwirtschaftenden Landwirten sofort realisiert 

werden könnte. 

4.1.4 Auswirkungen auf andere Ziele 

Da die diesbezüglichen Effekte bereits an anderer Stelle dargelegt wurden (vgl. 

HAGEDORN, KLARE und WILSTACKE 1986, S. 40-119), soll hier lediglich kurz 

auf die Marktentlastungswirkungen eingegangen werden: 

(I) Die im Falle des SMP erreichbare. Einschränkung der kontingentierten Milch­

produktion ist ganz wesentlich auf die gleichzeitige Gewährung der Milchrente 

zurückzuführen und kann nicht ausschließlich dem SMP zugerechnet werden. Eine 

absolute Verringerung der Getreideüberschüsse ist mit dem SMP nicht zu erwar­

ten, sondern lediglich ein verlangsamtes Wachstu'm der Überschußproduktion in 

diesem Bereich. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß das Flächenstillegungs­

programm lediglich im Sinne einer Niveau- (und Zeit-)verschiebung wirkt, aber 

keinen Einfluß auf die ungehindert fortbestehende Dynamik des Entstehens 

weiterer Überschußkapazitäten z. B. als Folge von Ertragszuwächsen hat: Bei 

einem Antragszeitraum von fünf Jahren und einer Stillegungszeit von zehn Jahren 

kehren die Flächen nach zehn bis 15 Jahren bis auf die dauerhaft für nichtland-
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wirtschaftliche Zwecke umgewidmeten GrundstUcke in die landwirtschaftliche 

Produktion zurück. In der Zwischenzeit werden wahrscheinlich mehrere Faktoren 

wirksam bleiben bzw. werden, die das Überschußpotential erhöhen (z. B. Ertrags­

zuwächse, Preisanreize etc.) und die Marktentlastungswirkungen von Flächen­

stillegungen überkompensieren werden. 

(2) Da die NLAR im Vergleich zum SMP attraktiver ist, läßt sie - in Verbindung 

mit der Milchrente - eine stärkere Einschränkung der Milchproduktion erwarten, 

so daß eine raschere Lösung der Überschußproblematik in diesem Bereich 

erreichbar ist. Im übrigen kann eine NLAR infolge der in Abschnitt 4.2.1 noch 

darzustellenden indirekten Effekte umfassender und nachhaltiger zu einer markt­

orientierten Anpassung der Produktionskapazitäten beitragen. 

4.2 Indirekte Wirkungen 

4.2.1 Die reformfördernde Rolle einer "Neuen Landabgaberente" 

Agrarpolitische Reformversuche können an selbsterzeugten Reformwiderständen 

scheitern, wenn die politisch-ökonomischen Rückkoppelungseffekte unpopulärer 

Agrarpolitikänderungen nicht systematisch in die Reformentwürfe einbezogen und 

die Handlungskonzepte nicht auf ihre Vermeidung oder Verarbeitung ausgerichtet 

sind. Genau hier liegt eine politische Schlüsselfunktion eines Betriebsauflösungs­

programms, oder allgemeiner gesprochen: von Maßnahmen, die die verteilungs­

politischen AnsprUche der Landwirtschaft an die Agrarpolitik herabsetzen. Je 

mehr die durch sie motivierten freiwilligen Entscheidungen den Strukturwandel 

verstetigen und dadurch den Einkommensdruck mildern, desto weniger werden 

Landwirte und ihre Interessenvertreter politischen Druck auf das agrarpolitisch­

administrative System ausuben. Oder anders herum betrachtet: Je weniger die 

Agrarpolitik durch solche Entlastungsstrategien Vorkehrungen zur Vermeidung 

einer Überstrapazierung der Anpassungsmöglichkeiten der Landwirte trifft, desto 

erfolgreicher werden die Organisationen und Funktionäre der Landwirtschaft ihre 

bewährten Widerspruchsmechanismen gegen Agrarpolitikänderungen mobilisieren 

können. 

Im Kern handelt es sich hier demnach um ein konkretes Anwendungsbeispiel für 

die von HIRSCHMAN (1975) aufgezeigte Dichotomie von "exit" und "voice" als 

alternative Reaktionsformen auf den Leistungsabfall von "Organisationen", in 

diesem Falle der Agrarpolitik: Um die Kräfte des politischen Widerspruchs zu 

mäßigen, sind die Wege fUr ein Ausweichen der Landwirte auf ökonomische 
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Alternativen zu erleichtern. Diese können grundsätzlich in zwei Richtungen füh-

ren: zu einer Erhöhung des Produktionswertes der Landwirtschaft durch Mehr­

produktion und höhere Agrarpreise oder zur vermehrten Abwanderung aus der 

Landwirtschaft. Fast alle in der Reformdiskussion befindlichen Entwürfe, sowohl 

die marktorientierten Vorschläge des "Preisdrucks" als auch die administrativ 

lenkenden Konzepte des "Mengendrucks" haben eines gemeinsam: Sie setzen die 

Schließung der bisher bevorzugten Ausweichoption "Erhöhung des sektoralen 

Produktionswertes" in der Logik des agrarpolitischen Reformprozesses an die 

erste Stelle, ohne kompensatorisch die andere Ausweichoption "Abwanderung" 

{insbesondere im Generationswechsel} weiter zu öffnen. 

Unausgewogene Agrarpolitikänderungen dieser Art bringen das Protestpotential 

der Landwirtschaft und die Einflußmechanismen ihrer Organisationen und Inter­

essenvertreter erst richtig zur Entfaltung; eine reformhemmende Gegenbewegung, 

die nur durch eine sorgfältigere politische Konzeptualisierung agrarpolitischer 

Innovationen vermieden werden kann, die gemäß umgekehrter Logik gestaltet 

werden sollte: Erst wenn substitutiv wirkende Ausweichoptionen attraktiver 

gemacht worden sind, können die bisher durch produktionsstimulierende Anreize 

überfrachteten Ausweichoptionen Preiserhöhung und Produktionsausdehnung durch 

eine zurückhaltende Agrarpreispolitik eingeschränkt werden, ohne daß eine 

Reformblockade zu erwarten ist. Daß allerdings auch dieses zweite Reform­

element nicht "vergessen" werden darf, haben die Erfahrungen mit den Ab­

schlacht- und Nichtvermarktungsprämien für Milcherzeuger gezeigt. Ein durch 

eine NLAR subventionierter Kapazitätsabbau würde sehr schnell wieder durch 

einen Kapazitätsaufbau kompensiert werden, wenn Preis anreize und politische 

Signale den expandierenden Betrieben dies lohnend erscheinen lassen und sie nicht 

durch eine Kontingentierung daran gehindert werden. In der agrarpolitischen 

Realität besteht durchaus die Gefahr, daß diese Komponente des Reformprozesses 

unterbleibt oder nicht durchgehalten wird, weil sich bisher offenbar kein politi­

sches Junktim zwischen den beiden Reformbestandteilen herstellen läßt. 

4.2.2 Reformhemmende Effekte des "Sozialen Marktentlastungsprogramms" 

Betriebs- und Flächenstillegungen können keine Dauerlösung für die Probleme der 

EG-Agrarpolitik sein, sondern allenfalls eine Zwischenlösung, der nachhaltig 

wirksame Konzepte eines Kapazitätsabbaus folgen müssen. Im Grunde müßte 

daher jede agrarpolitische Diskussion über vorübergehende Flächenstillegungs­

programme mit einer Erörterung der danach notwendigen (Re-)Integration der 

Flächen verbunden werden. Letztere ist voraussichtlich mit erheblich mehr 
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Schwierigkeiten verbunden als die Herausnahme von Flächen. Hierdurch mag zu 

erklären sein, daß eine simultane Problematisierung beider Punkte in der politi­

schen Praxis kaum anzutreffen ist. Es drängt sich der Eindruck auf, daß es die 

Ungleichzeitigkeit der beiden eben genannten, inhaltlich zusammengehörenden 

Phasen von Stillegungsaktionen ist, die diese politisch besonders opportun er­

scheinen läßt. Flächenstillegungsprogramme, die die o. g. Konsequenz der 

Flächen{reHntegration nicht berUcksichtigen, ermöglichen nur eine temporäre 

Neutralisierung vorhandener Überschußkapazitäten und lassen das Problem ihres 

tatsächlichen Abbaus ungelöst. 

Gegen diese pessimistische Schlußfolgerung spricht allerdings die manchmal 

vertretene Auffassung, ein vorUbergehend eingesetztes Flächen- oder Betriebs­

stillegungsprogramm könne durchaus eine positive Funktion Ubernehmen, weil es 

als vor- oder zwischengeschaltetes Provisorium einen problemlösenden Beitrag zu 

einer langfristig orientierten Reformstrategie in der EG-Agrarpolitik leisten 

könne. Unter dieser Prämisse sollte das SMP danach beurteilt werden, ob die 

Agrarpolitiker sich dadurch vielleicht des aktuellen Problemdrucks entledigen 

könnten, ohne einerseits das unpopuläre Mittel der Agrarpreissenkung einsetzen 

und andererseits zu nur schwer wieder abschaffbaren Regelungen wie einer 

Kontingentierung greifen zu mUssen. Das Programm könnte dann als voruber­

gehende Maßnahme zur Beschaffung einer "agrarpolitischen Atempause" dienen, 

um den so gewonnenen politischen Handlungsspielraum dafUr zu nutzen, Konzepte 

zur Sanierung der Europäischen Agrarpolitik zu erarbeiten und politisch durch­

zusetzen. 

Zu einer solchen Einschätzung geben die vorliegenden Ergebnisse von Wirkungs­

analysen wenig Anlaß, weil das SMP die Probleme der Agrarpolitik nicht durch 

nachhaltigen Kapazitätsabbau löst, sondern sie im wesentlichen verschiebt (z. B. 

wegen des Wiedereintretens der Uberschußsituation nach dem Programmende), sie 

dabei teils verschärft (z. B. wegen der ungebremsten Kapazitätsausdehnung durch 

Ertragssteigerungen) und neue Probleme entstehen läßt (z. B. durch die Beein­

trächtigung des Strukturwandels). Im Gegensatz zu der Erwartung, sich durch eine 

finanziell aufwendige Problemverschiebung eine längere konfliktarme Disposi­

tionsphase erkaufen zu können, ist mit erheblichen zusätzlichen Risiken, Kon­

flikten und Handlungsanforderungen fUr die Zukunft zu rechnen. 
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4·2·3 Vorruhestandsregelung fUr Landwirte als gemeinsame agrarpolitische 

Maßnahme der EG 

Die beiden von der EG-Kommission vorgeschlagenen Varianten einer Vorruhe­

standsregelung mit Betriebsstillegungen oder Flächenabgabe entsprechen im 

Prinzip dem SMP bzw. der NLAR. Infolgedessen sind von ihnen auch ähnliche 

Effekte zu erwarten. Es bedarf daher keiner nochmaligen, gesonderten Analyse 

dieser bei den Optionen, zumal sie als Rahmenrichtlinien konzipiert sind und daher 

keine gen aue Auskunft uber die konkrete Ausgestaltung der daran orientierten 

nationalen Regelungen geben können. Lediglich auf die Verschärfung der Konsens­

bildungsproblematik, die auf der EG-Ebene durch eine obligatorische Koppelung 

einer Vorruhestandsregelung an Betriebsstillegungen hervorgerufen wird, soll 

abschließend noch hingewiesen werden: Da die Mitgliedsländer sowohl im Hinblick 

auf den Strukturwandel als auch in bezug auf die Uberproduktion unterschiedliche 

Interessen und Ideologien vertreten, fUhrt ein Junktim zwischen den beiden, 

darauf jeweils bezogenen Lösungsansätzen nur zu einer (unnötigen) Komplizierung 

oder gar Blockade des kollektiven Entscheidungsprozesses, wobei es insbesondere 

zu einer Uberforderung des Einigungsvermögens im Agrarministerrat kommen 

kann. Trotz der grundsätzlich höheren Beteiligung des EAGFL im Falle einer 

Betriebsstillegung im Vergleich zur strukturverbessernden Flächenabgabe ist kaum 

zu erwarten, daß sich ein Mitgliedsland freiwillig fUr Betriebsstillegungen ent­

scheiden wird, wenn die anderen diese nicht ebenfalls einfUhren, da es den Verlust 

von Marktanteilen (und kUnftigen nationalen Produktionsquoten?) fUr seine Land­

wirte befUrchtet. Infolgedessen sprechen auch EG-politische Erwägungen dafUr, 

das Vorruhestandskonzept und Flächenstillegungspläne separat zu behandeln, so 

daß sie in getrennten Verfahren verabschiedet und implementiert werden können. 

5 Zusammenfassung 

Durch ein Betriebsauflösungsprogramm in Verbindung mit einer Vorruhestands­

regelung fUr Landwirte könnte den Agrarpolitikern der schwierige Reformprozeß 

in der EG-Agrarpolitik erleichtert werden: Die dadurch motivierten freiwilligen 

Entscheidungen könnten den Strukturwandel verstetigen und so den Einkommens­

druck mildern, so daß sich eine Uberstrapazierung der Anpassungsmöglichkeiten 

der Landwirte und folglich eine Mobilisierung von Reformwiderständen vermeiden 

ließe. Nach dem zu diesem Zweck vorgeschlagenen Landabgaberentenmodell 

können Landwirte vom 35. Lebensjahr an ihre Bereitschaft zur späteren Betriebs­

auflösung erklären und erhalten dann jedes Jahr bis zum Erreichen des Vorruhe­

standsalters zusätzliche Rentenanwartschaften. Die Zielsetzung dieses Konzepts, 
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den Agrarstrukturwandel zu fördern und ihn gleichzeitig sozial abzufedern, spielt 

allerdings in der agrarpolitischen Diskussion, wie entsprechende Vorschläge der 

EG-Kommission und vor allem der Bundesregierung zeigen, nur eine untergeord­

nete Rolle. Infolge der brisanten Finanzsituation der EG ist hier immer mehr der 

Aspekt der Flächenstillegung als Mittel kurzfristigen Überschußmanagements in 

den Vordergrund gerückt, das durch eine Vorruhestandsregelung mit obligatori­

scher Betriebsstillegung erfolgen soll. Eine solche Kombination könnte nur dann 

reform fördernd wirken, wenn sie den Agrarpolitikern eine "agrarpolitische Atem­

pause" verschaffen könnte, die sie zur Konzipierung und Durchsetzung einer 

nachhaltigen Reform der Agrarpolitik nutzen könnten. Da jedoch die Probleme 

der Agrarpolitik im wesentlichen nur verschoben, sich dabei teils verschärfen und 

zusätzliche Konflikte hervorgerufen wUrden, ist eher mit reformhemmenden 

Effekten zu rechnen. 

Fußnote 

I) Diese Hypothese konnte erst kürzlich durch eine empirische Untersuchung 
eindrucksvoll bestätigt werden. In einer Befragung niedersächsischer Landwirte, 
die im Rahmen der Begleitforschung zum "Niedersächsischen Grünbrachepro­
gramm" durchgeführt wurde, sprachen sich ca. drei Viertel der Landwirte 
gegen eine obligatorische Flächenstillegung aus, bei der alle Landwirte einen 
bestimmten Prozentsatz ihrer Fläche stillzulegen hätten und dafür eine 
flächenbezogene Ausgleichszahlung bekämen (vgl. WILSTACKE, PLANKL und 
UPHOFF 1987). 
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